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Vorblatt 


Änderung des Schlußtermins für den Abbau der 
Wohnungszwahgswirtschaft im Land Berlin 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Städtebau 
und Wohnungswesen) 


A. Problem 

Durch das Zweite Gesetz zur Änderung des Schlußtermins für 
den Abbau der Wohnungszwangswirtschaft und über weitere 
Maßnahmen auf dem Gebiete des Mietpreisrechts im Land Berlin 
vom 19. Dezember 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 2357) sind Mieter- 
schutz und Mietpreisbindung im Land Berlin bis zum 31. De- 
zember 1972 verlängert worden. 

Die besondere politische Lage Berlins als ein Ballungszentrum 
ohne Umland, die Erhaltung der Lebensfähigkeit der Stadt in 
positiver Auswirkung des Vier-Mächte-Abkommens und der 
quantitativ wie qualitativ noch unausgeglichene Berliner Woh- 
nungsbaumarkt erfordern eine nochmalige Hinausschiebung 
des Schlußtermins um drei Jahre. 

Die Aufhebung der Preisbindung für Altbauwohnungen würde 
wegen des beträchtlichen Unterschiedes zwischen der jetzt in 
Berlin preisrechtlich zulässigen Miete und der später maßgeben- 
den ortsüblichen Vergleichsmiete nach dem Gesetz über den 
Kündigungsschutz für Mietverhältnisse über Wohnraum zu er- 
heblichen Mieterhöhungen führen und für breite Schichten der 
Bevölkerung nicht tragbar sein. Sie würde ebenso wie das 
Außerkrafttreten des Mieterschutzgesetzes, das die Beendigung 
eines Mietverhältnisses aus den im Gesetz aufgeführten Grün- 
den nur durch gerichtliche Entscheidung zuläßt, zu einer nicht 
vertretbaren Beunruhigung der Bevölkerung führen, die Zu- 
wanderung von Arbeitskräften empfindlich beeinträchtigen und 
die Abwanderung fördern. 


B. Lösung 

Der Gesetzentwurf sieht vor, den Mieterschutz und die Miet- 
preisbindung in Berlin bis zum 31. Dezember 1975 beizubehal- 
ten. In Anbetracht der weiter gestiegenen Hausbewirtschaftungs- 
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kosten ist ab 1. Januar 1973 eine Erhöhung der Grundmiete für 
den preisgebundenen Altbauwohnraum von 15 v. H. notwendig. 
Außerdem wird der Senat von Berlin ermächtigt, durch Rechts- 
verordnung zur Erhaltung der Wirtschaftlichkeit frühestens ab 
1. Juli 1974 eine weitere Erhöhung der Grundmiete um höch- 
stens 10 V. H. zuzulassen. 


C, Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Der Gesetzentwurf ist für den Bund kostenneutral. 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Städtebau und Wohnungsw^esen 

(14. Ausschuß) 

über den von den Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP einge- 
brachten Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des 
Schlußtermins für den Abbau der Wohnungszwangswirtschaft 
und über weitere Maßnahmen auf dem Gebiete des Mietpreis- 
rechts im Land Berlin 

— Drucksache VI/3598 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Prassler 


Der Deutsche Bundestag hat in seiner 197. Sitzung 
am 20. September 1972 den Antrag der Fraktionen 
der CDU/CSU, SPD, FDP — Drucksache VI/3598 — 
an den Ausschuß für Städtebau und Wohnungs- 
wesen überwiesen. 

Der Ausschuß für Städtebau und Wohnungswesen 
hat sich in zwei Sitzungen am 20. September 1972 
(59. und 60. Sitzung) mit der Vorlage befaßt und den 
Gesetzentwurf mit folgenden Änderungen und Er- 
gänzungen angenommen: 

1. Artikel I — Änderung des Schlußtermins — 
§ 1 Nr. 2 

In der letzten Zeile nach der Zahl „1660" werden 
die Worte eingefügt; „ , geändert durch Verord- 
nung vom 26. Mai 1972 (Bundesgesetzbl. I 
S. 857),". 


2. Artikel III — Änderung sonstiger Vorschriften — 
§ 1 Nr. 1 

In der ersten Zeile wird die Zahl „24" durch die 
Zahl „23" ersetzt. 

§ 3 

In der Überschrift ist nach dem Wort „Woh- 
nungsbindungsgesetzes" die Zahl „1965" anzu- 
fügen. 

Zu Artikel 2 § 1 Abs. 2 erklärte der Vertreter des 
Senats von Berlin, daß der Senat von Berlin von 
der Ermächtigung zum Erlaß einer Rechtsverord- 
nung dann Gebrauch machen werde, wenn dies zur 
Erhaltung der Wirtschaftlichkeit des Altwohnbe- 
standes erforderlich werde. 


Bonn, den 20. September 1972 


Dr. Prassler 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache VI/3598 — mit der 
Maßgabe anzunehmen, daß 

1. in Artikel I § 1 Nr. 2 in der letzten Zeile nach 
der Zahl „1660“ die Worte „ , geändert durch 
Verordnung vom 26. Mai 1972 (Bundesgesetzbl. I 
S. 857),“ eingefügt werden, 

2. in Artikel III 

a) in § 1 Nr, 1 in der ersten Zeile die Zahl „24" 
durch die Zahl „23“ ersetzt wird, 

b) in der Überschrift des § 3 die Jahreszahl 
„1965“ angefügt wird. 


Bonn, den 20. September 1972 


Der Ausschuß für Städtebau und Wohnungswesen 


Mick 

Vorsitzender 


Dr. Trassier 

Berichterstatter 



